Amtliche Bezeichnung: Republik Kuba
Staats- und Regierungschef: Raúl Castro Ruz (stellvertretend für Fidel Castro Ruz)
Todesstrafe: nicht abgeschafft
Einwohner: 11,3 Millionen
Lebenserwartung: 77,7 Jahre
Kindersterblichkeit (m/w): 6/6 pro 1000 Lebendgeburten
Alphabetisierungsrate: 99,8 Prozent

Einschränkungen der Meinungs-, Vereinigungs- und Bewegungsfreiheit hielten unvermindert an. Mindestens 62 gewaltlose politische Gefangene befanden sich nach wie vor in Haft, und politische Dissidenten, unabhängige Journalisten sowie Menschenrechtsverteidiger wurden weiter drangsaliert, eingeschüchtert und inhaftiert. Vier gewaltlose politische Gefangene und andere politische Dissidenten kamen frei, und die Regierung beschloss, die Menschenrechts-lage mit anderen Regierungen zu diskutieren und die Menschenrechtsabkommen zu ratifizieren. Die kubanische Bevölkerung litt weiter unter den Auswirkungen des US-Embargos.

Hintergrundinformationen

Im Mai akzeptierte die kubanische Regierung die Schaffung eines bilateralen Konsultations-gremiums mit den spanischen Behörden, das einen formalen Menschenrechtsdialog beinhaltete. Die Entscheidung folgte auf einen Besuch des spanischen Außenministers. Er war der erste EU-Außenminister, der Havanna seit dem harten Vorgehen der kubanischen Regierung gegen Dissidenten im Jahr 2003 besuchte. Dies bedeutete die Wiederaufnahme der internationalen Kooperation, die 2003 eingestellt worden war.

Im November hatte der Sonderberichterstatter über das Recht auf Nahrung Kuba auf Einladung der Regierung besucht. Die Einladung folgte der Entscheidung des UN-Menschenrechtsrats, das Mandat des Sonderbeauftragten für Menschenrechte in Kuba nicht zu erneuern. Der kubanische Außenminister erklärte, seine Regierung habe die Verpflichtung, die universellen Menschenrechte "systematisch und kontinuierlich" einzuhalten, "solange Kuba nicht diskriminiert" werde. Am 10. Dezember kündigte er an, dass Kuba in Kürze zwei wichtige Menschenrechtsabkommen unterzeichnen werde.

Die politischen Beziehungen mit den USA waren nach wie vor angespannt. Im Oktober sagte US-Präsident George W. Bush, er werde seine Politik der Isolierung Kubas fortsetzen, und forderte dafür internationale Unterstützung.

Im November forderte die UN-Generalversammlung im 16. Jahr in Folge die USA in einer Resolution auf, das Embargo gegen Kuba aufzuheben.

Recht auf freie Meinungsäußerung und Vereinigungsfreiheit

Alle Presse- und Rundfunkmedien unterlagen weiterhin strikter staatlicher Kontrolle. Im Laufe des Jahres 2007 verweigerte die Regierung einigen ausländischen Korrespondenten die Verlängerung ihrer Visa, da sie "sich in einer Weise der kubanischen Situation annäherten, die die kubanische Regierung für nicht angemessen hält".

Justiz

Ende des Jahres waren 62 gewaltlose politische Gefangene immer noch aufgrund ihrer friedlichen politischen Ansichten oder Aktivitäten in Haft. 13 weitere verbüßten aufgrund ihres schlechten Gesundheitszustands ihre Strafe außerhalb des Gefängnisses. Vier gewaltlose politische Gefangene kamen 2007 auf Bewährung frei.

Die Praxis, politisch Andersdenkende und Kritiker mit Hilfe strafrechtlicher Maßnahmen zum Schweigen zu bringen, hielt unvermindert an. Viele wurden wegen Straftaten, die als "Gefahr für die Gesellschaft" galten, verurteilt - eine Präventivmaßnahme, um die "Neigung zu Verbrechen" einzudämmen. Verhalten wie Trunkenheit, Drogensucht und "antisoziales Verhalten" wurden kriminalisiert. Diesbezügliche Gesetze wurden jedoch fast ausschließlich gegen politische Dissidenten, unabhängige Journalisten und regierungskritische Personen angewendet. Wenn eine Person der "Gefährdung" überführt wurde, musste sie damit rechnen, zu bis zu vier Jahren Haft verurteilt zu werden. Zudem konnten "therapeutische Behandlung", "Umerziehung" oder "Überwachung durch die Revolutionäre Nationalpolizei" verfügt werden.

José Oscar Sánchez Madan wurde im April vom Stadtgericht von Union de Reyes wegen "sozialer Gefährdung" in einem Schnellverfahren zu vier Jahren Haft verurteilt. Sein Verfahren fand bereits vier Stunden nach seiner Festnahme statt, und kein Familienmitglied wurde darüber informiert oder durfte daran teilnehmen. José Oscar Sánchez Madan ist ein Sprecher der Dissidentenbewegung Movimiento Independiente Opción Alternativa.

Willkürliche Inhaftierungen

Die Drangsalierung politischer Dissidenten, unabhängiger Journalisten, Kritiker und Personen, die über die Menschenrechtslage in Kuba berichten, hielt unvermindert an. Einige von ihnen wurden für 24 oder 48 Stunden inhaftiert, andere über Monate oder sogar Jahre festgehalten und warteten noch auf ihr Verfahren.

Zwischen dem 21. November und dem 10. Dezember wurden viele politisch Andersdenkende willkürlich inhaftiert, weil sie sich an friedlichen Protesten beteiligt hatten. Die Inhaftierungen dauerten nur kurz an und zielten darauf ab, Menschen von Demonstrationen gegen die Regierung abzuhalten, besonders am 10. Dezember, dem Internationalen Tag der Menschenrechte. Mindestens drei Personen befanden sich jedoch zu Jahresende noch in Haft.

Am 27. September wurden 48 Personen in Havanna festgenommen, als sie gerade an einer Demonstration vor dem Justizministerium teilnehmen wollten, um eine gerechte Behandlung von politischen Dissidenten zu fordern. Einige ließ man noch am selben Tag frei; die übrigen wurden am folgenden Tag freigelassen.

Todesstrafe

Etwa 40 Personen waren im Todestrakt inhaftiert. Die letzte Hinrichtung wurde im April 2003 vollstreckt; Todesurteile wurden in den vergangenen Jahren nur noch selten verhängt.

Auswirkungen des US-Embargos

Das US-Embargo hatte für die kubanische Bevölkerung, insbesondere für die schwächsten Bevölkerungskreise, weiterhin sehr schädliche Auswirkungen im Hinblick auf eine Reihe von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten, wie das Recht auf Nahrung, Gesundheit und Hygiene. Amnesty International vertritt die Auffassung, dass die US-Blockade außerdem die Bewegungsfreiheit zwischen Kuba und den USA untergräbt und Familienzusammenführungen verhindert.

Berichte von Amnesty International
Cuba: Further information on Fear for safety / Fear of torture / Intimidation / Harassment (AMR 25 / 001 / 2007)

Cuba: Amnesty International's human rights concerns (AMR 25 / 003 / 2007)

Cuba: Fear for safety/Fear of arbitrary detention: Martha Beatriz Roque Cabello (AMR 25 / 004 / 2007)
Cuba: Government should commit to human rights by ending harassment of dissidents (11 December 2007)

